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Die Kommission 2 (Grundrecht und –pflichten/Sozialziele) tagte am 20. August 2001 im Centre d’intégration socioprofessionnelle (CIS) in Freiburg unter dem Präsidium von Herrn Adolphe Gremaud.





Die Kommission hat zunächst ihren Zwischenbericht für die Plenarsitzung vom 28. September 2001 geprüft, teilweise modifiziert und genehmigt.





Sie nahm die These "Rechte des Kindes und der Jugendlichen" an. Insbesondere verfolgte sie die Idee einer "qualifizierten Betreuung" für die genannte Kategorie von Personen, behielt sich aber vor, später genauer zu bestimmen, ob es sich dabei um ein Recht oder Sozialziel handelt. Ausserdem wurde in der ersten Lesung am "Jugendbüro" festgehalten und dem Staat das Sozialziel überbunden, Massnahmen zur Begünstigung der Integration zu ergreifen.





Danach äusserte sich die Kommission zur These "Gleichbehandlung", welche sie unter vereinzelten Modifikationen annahm. Insbesondere Art. 8 BV wurde als Grundlage für die Erarbeitung dieser These herangezogen.





Anlässlich der Prüfung der Frage nach der "Hilfe in Notlagen" beschloss die Kommission, sich eher auf die bernische und neuenburgische Verfassung zu beziehen, als auf die BV, welche weniger weit geht. Folgende Formulierung wurde verabschiedet: "Jede Person in einer Notlage, welche nicht in der Lage ist, für seinen Unterhalt aufzukommen, hat Recht auf eine Wohnung, die erforderliche medizinische Versorgung und auf die dem Existenzminimum entsprechenden Mitteln."





Im Bereich des "Datenschutzes" sprach sich die Mehrheit der Kommission für die Übernahme von Art. 11 KV-NE aus, insbesondere weil diese Bestimmung weiter geht als Art. 13 BV.





Die Kommission wird sich am Morgen des 6. September 2001 wieder versammeln; am Nachmittag wird sie sich der Kommission 3 anschliessen und die Vertreter der Lehrervereinigung und die Association "Lire et écrire" anhören.





